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Abt. 02 - Alexanderplatz

Die KDVmöge beschließen:

Der Landesparteitag möge beschließen: Der Bun-

desparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Kein Kon-

sens)

Keine Überwachung durch Palantir – Grundrechte schützen, demokratische Kontrolle stärken
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Die SPD lehnt den Einsatz von Softwarelösun-

gen des Unternehmens Palantir Technologies

bei Sicherheits- undPolizeibehörden inBerlin,

auf Bundesebene sowie in allen anderenBun-

desländern ab.

Der Bundesvorstand und die SPD-

Bundestagsfraktion werden aufgefordert,

sich in der Bundesregierung für einen sofor-

tigen Ausstieg aus bestehenden Projekten

mit Palantir einzusetzen und den Abschluss

neuer Verträge zu verhindern.

Die SPD setzt sich für eine gesetzliche

Klarstellung ein, dass sicherheitsrelevante

IT-Infrastruktur in öffentlicher Hand oder

bei vertrauenswürdigen, europäischen

Anbietern liegen muss, die den strengen

Datenschutz- und Grundrechtsstandards der

EU unterliegen.

Statt auf intransparente privatwirtschaftli-

che Anbieter zu setzen, sollen Polizei- und Si-

cherheitsbehörden in Berlin, im Bund und in

den Ländern in den Aufbau eigener, staatlich

kontrollierter und quelloffener IT-Lösungen

investieren.

Begründung

Der Einsatz von Software des US-

Unternehmens Palantir im Bereich der

polizeilichen Datenanalyse ist mit erhebli-

chen Risiken für Datenschutz, informatio-

nelle Selbstbestimmung und demokratische

Kontrolle verbunden. Palantir hat seinen

Sitz in den USA und unterliegt damit dem

US-amerikanischen Recht, einschließlich des

Cloud Act, der US-Behörden weitreichende

Zugriffe auf gespeicherte Daten ermöglicht

– auch wenn diese auf Servern in der EU

liegen. Damit besteht die reale Gefahr, dass

hochsensible personenbezogene Daten aus

Die SPD lehnt den Einsatz von Softwarelösun-

gen des Unternehmens Palantir Technologies

bei Sicherheits- undPolizeibehörden inBerlin,

auf Bundesebene sowie in allen anderenBun-

desländern ab.

Der Bundesvorstand und die SPD-

Bundestagsfraktion werden aufgefordert,

sich in der Bundesregierung für einen sofor-

tigen Ausstieg aus bestehenden Projekten

mit Palantir einzusetzen und den Abschluss

neuer Verträge zu verhindern.

Die SPD setzt sich für eine gesetzliche

Klarstellung ein, dass sicherheitsrelevante

IT-Infrastruktur in öffentlicher Hand oder

bei vertrauenswürdigen, europäischen

Anbietern liegen muss, die den strengen

Datenschutz- und Grundrechtsstandards der

EU unterliegen.

Statt auf intransparente privatwirtschaftli-

che Anbieter zu setzen, sollen Polizei- und Si-

cherheitsbehörden in Berlin, im Bund und in

den Ländern weiter in den Aufbau eigener,

staatlich kontrollierter und quelloffener IT-

Lösungen investieren. Auch als Übergangslö-

sung soll die Software nicht zumEinsatz kom-

men.
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polizeilichen Ermittlungen in den Zugriff

ausländischer Behörden geraten.

Darüber hinaus ist die Arbeitsweise der

Palantir-Software intransparent. Die Algo-

rithmen, die zur Analyse und Verknüpfung

großer Datenmengen eingesetzt werden,

sind proprietär und nicht öffentlich überprüf-

bar. Das widerspricht dem Grundsatz, dass

staatliche Eingriffe in Grundrechte demo-

kratisch kontrollierbar und für Bürger*innen

nachvollziehbar sein müssen. Eine „Black

Box“-Technologie, deren Funktionsweise

weder Parlamenten noch unabhängigen Da-

tenschutzbehörden vollständig offengelegt

wird, hat im sensiblen Bereich der inneren

Sicherheit nichts zu suchen.

Die SPD steht für den Schutz der Grund-

rechte und für eine Sicherheitspolitik, die auf

Transparenz, Rechtsstaatlichkeit undVertrau-

en setzt. Der Einsatz von Palantir konterka-

riert diese Prinzipien. Statt milliardenschwe-

re Aufträge an private Überwachungskonzer-

ne mit engen Verbindungen zu Peter Thiel zu

vergeben, müssen öffentliche Gelder in die

Entwicklung eigener, sicherer und quelloffe-

ner Systeme investiert werden, die europäi-

sche Datenschutzstandards erfüllen und un-

ter voller demokratischer Kontrolle stehen.

Nur so kann gewährleistet werden, dass Si-

cherheit nicht auf Kosten der Freiheit erkauft

wird und die digitale Souveränität unseres

Landes gestärkt wird. Die SPD sagt klar: Keine

Überwachung durch Palantir – weder in Ber-

lin, noch bundesweit.
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